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Lebensmittelversorgung
In der Zeit vom 11. bis 20. Februar 1949 können bezogen werden:

Brot:

Alters¬
klasse

Bewertung
Gramm:

Normal¬
verbraucher

TSV.
Butter

TSV.
Fleisch

TSV. Fleisch
und Butter

Abschnitte

0—3 J. 1000 3 203 303 603
0—3 J. 500 4 204 304 604
3—6 J. je 1000 4—5 204—205 304—305 604—605

über 6 J. je 1000 4—6 204—206 304—306 604—606

Schwerarbeiter 1. Kategorie
Schwerarbeiter 2. Kategorie

Schwerarbeiter 3. Kategorie
Werdende und stillende Mütter

250g auf Abschnitt 163
500g auf Abschnitt 263 und
250g auf Abschnitt 264

1000g auf Abschnitt 363 und
250g auf Abschnitt. 364
500g auf Abschnitt 904
Fleisch:

Alters¬
klasse

Bewertung
Gramm:

Normal¬
verbraucher

TSV.
Butter

TSV.
Brot

TSV. Brot
u. Butter

Abschnitte

0—3 J. je 50 13—14 213—214 113—114 513—514
3—6 J. je 50 14- 16 214—216 114—116 ' 514—516

über 6 J. je 50 15- 18 215—218 115—118 515—518

Schwerarbeiter 2. Kategorie
Schwerarbeiter 3. Kategorie
Werdende und stillende Mütter

je 50g auf Abschnitt 267—270
jo 50g auf Abschnitt 367—369 und

100g auf Abschnitt 370
60g auf Abschnitt 906

Vollmilch:
Vollmilch ist in der seitherigen Rationshöhe freigegeben.
Calw, den 4. Februar 1949 Kreisernäh; ungsamt

Fettaufruf Monat Februar
Für Monat Februar 1949 erhalten als erste

Fettausgabe Normalverbraucher, TSV in Ge¬
treide, TSV in Fleisch und TSV in Fleisch
und Getreide, Butter und zwar:
Normalverbraucherund TSV in Getreide von

0—6 Jahren 250g auf Abschn 39 bzw. 139,
über 6 .Jahren 200 g auf Abschn. 39 bzw.
139 und 50 g auf Kleinabschnitte

TSV in Fleisch und TSV in Fleisch und Ge¬
treide aller Altersklassen

125g auf Abschnitt 340 bzw. 435
der Februar-Lebensmittelkarten.

Ferner erhalten:
Schwerarbeiter 1. Kateg. 80g auf Abschn. 171
Schwerarbeiter 2. „ 200g auf Abschn.271
Schwerarbeiter 3. „ 340g auf Abschn. 371
Schwerarbeiter 4. „ 1000g aut Absehn 471
Werd. u. still Mütter 150g auf Abschn.902
der Februar-Zulagekarlen.

Die Butter kann nach örtlichem Aufruf be¬
zogen werden.

Calw, den 5. Februar 1949
Kreisernährungsamt.

Vorbestellung für Eier
Die Verbraucher werden auf gef ordert, den

Vorbestellabschnitt III der Eierkarte vom
1. März 1948 bei den Kleinhandelsgeschäften
bis 12. 2. 1949 abzugeben.

Für gemeinschaftsverpflegte Normalver¬
braucher sind Bestätigungen über die Zahl
der Verpflegten nach Altersklassen auszufer¬
tigen. Die Bestätigungenwerden vom zustän¬
digen Bürgermeisteramt — Kartenstelle —
'ausgefertigt.

Die Kleinhandelsgeschäfte reichen die Vor-
bestellabschnitte bis spätestens 15. 2. 1949 ge¬

trennt nach Altersklassen der örtlichen Knr-
tenausgabcstelleein.

Eicrablicferung
Gemäß Anordnung des I.andwirlsehafts-

ministeriums Tübingen vom 19 Novbr. 1948
über die Eierablieferungim Legejahr 1948/49
sind die Geflügelhalter zur Eierablieferung
in Höhe des ihnen vom Bürgermeisteramt
bekanntgegebenen Liefersolls verpflichtet.

Die Geflügelhalter haben von ihrem Jahres¬
liefersoll aufzubringen:

bis Ende Februar 1949 10%
* bis Ende März 1949 30%

bis Ende April 1949 50%
bis Endo Mai 1949 75%
bis Ende Juni 1949 90%
bis Ende Juli 1949 95%
bis Ende August 1949 100%

Die Nichteinhaltung dieser Ablieferungs¬
termine müßte die vom Vorjahr her bekann¬
ten Maßnahmen zur Folge haben.

£alw, den 3. Februar 1949
Kreisernährungsamt.  i

Sprechtage des Landratsamts
Der Sprechtag des Landratsamts, der ur¬

sprünglich am Donnerstag, dem 10. Februar,
in Neuenbürg und Herrenalb  statt¬
finden sollte, muß aus dienstlichen Gründen
auf

Donnerstag, den 17. Februar
(die gleichen Zeiten) verlegt werden.

Der Sprechtag in Nagold und Alten-
steig  findet, wie angesagt, am

Donnerstag, dem 10. Februar
statt Landratsamt

Fragen des Wohnungsrechts
Von Manfred Neerforth

Regierungsrat beim Landratsamt Calw
Das Wohnungsproblem gehört mit zu den

wichtigsten Fragen, die uns heute bedrän¬
gen. Es birgt Schwierigkeiten in sich, die
zu lösen bei allen Beteiligten, seien os die
Gemeindewohnungsbehörden, seien es die
Landratsämter , die als Wohnungsaufsichts-
behörden über die Beschwerdenzu entschei¬
den haben, seien es — und dies nicht zu¬
letzt — die Betroffenen, bei denen die Ent¬
scheidungen in ihr privates Leben eingrei-
fen, hohe Anforderungen an Einsicht. Takt
und Gerechtigkeit stellen. Wohnungsreeht-
liche Verfügungen und Entscheidungen
bringen nicht nur eine Beschränkung des
Eigentums mit sich, sie sind darüber hinaus
oft ein Eingriff in die ureigendste Sphäre
des Einzelmenschen, der einen berechtigten
Anspruch darauf hat, in einem kleinen Le¬
bensbezirk selbständig und frei zu bleiben
Berechtigt ist dieser Anspruch insbesondere
auch in unserer Zeit, die mit ihren viel¬
fachen Anforderungen den einzelnen außer¬
ordentlich schwor belastet.

Unsere Verfassung hat dem im Art. 11
grundsätzlich Rechnung getragen . Darnach
ist die Wohnung unverletzlich, aber der
Abs. 2 des Artikels schränkt entsprechend
den Bedürfnissen der Gegenwart dieses
Recht eia und stellt fest, daß eine Verwal¬
tungsbehörde durch Gesetz zu einem Ein¬
griff oder einer Einschränkung ermächtigt
werden kann, wenn dies erforderlich ist,
um die Wohnungsnot zu beheben.

Dies ist geschehen durch das Wohnungs¬
gesetz (Kontrollratsgesetz Nr. 18) vom
21. 3. 1946 und die dazu für unser Land er¬
lassene Rechtsanordnung über die Wohn¬
raumbewirtschaftung vom 31. 5. 1946. Diesebeiden Bestimmungen sind die gesetzliche
Grundlage für die Tätigkeit der Wohnungs¬
behörden. Sie bestimmen den Umfang, in
welchem diese Behörden zu Eingriffen be¬
rechtigt sind. Sie geben aber auch den Um¬
fang der Rechte wider, die dem Einzelnen
gegenüber diesen Stellen zustelien. Denn es
ist keineswegs so, daß die Wohnungsbehör¬
den allmächtig sind und nach Belieben —
etwa allein nach Gesichtspunkten der
Zweckmäßigkeit — über den Wohnramu
verfügen können, ohne durch rechtliche Be¬
stimmungen gebunden zu sein.

Solche Bestimmungen, die den Schutz des
Einzelnen zum Inhalt haben, sind insbeson¬
dere die über das Verfahren in Wohnungs-’
Sachen. Alle Verfügungen wohnungsrecht¬
licher Art sind schriftlich zu erlassen und
mit tatsächlicher und rechtlicher Begrün¬
dung zu versehen. Auf diese schriftliche
Begründung hat der Betroffene einen An¬
spruch, denn es soll auch für ihn überseh¬
bar sein, ob die Behörde objektiv und ge¬
recht verfahren ist. Selbstverständlich
braucht und kann diese Begründung nicht
ausführlich sein, sondern es genügt eine
Angabe in Stichworten. Immerhin läßt os
sich denken, daß, wenn z. B. in einer Woh¬
nungsverfügung steht, es soll eine bisher
in einem Raum untergebrachte mehrköpfige
Familie in zwei überschüssige Räume des
Betroffenen eingewiesen werden, dieser
vielleicht einmal Einsehen hat und von
einer Beschwerde absieht.

Auch eine Rechtsmittelbelehrung ist er¬
forderlich. In der Regel kommt Beschwer¬
den in Wohnungssuchen aufschiebende Wir¬
kung zu, d. h. die Durchführung der Ver¬
fügung ist erst möglich nach Entscheid über
die Beschwerde. Es wurde gesagt „in der
Regel“, das bedeutet, nicht immer gilt diese
Bestimmung, so z. B. nicht bei Ersteinwei¬
sungen von Ausgewiesenen oder bei der
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Erfassung oder Zuweisung von Wohnräu-
men , wenn die Vorerfassung reehtswirksam
beendet ist . Üblicherweise beträgt die Be¬
schwerdefrist 8 Tage , sie kann aber auf
3 Tage herabgesetzt werden . Es empfiehlt
sich , die Beschwerde bei der verfügenden
Behörde , also der Gemeindewohnungs¬
behörde , schriftlich einzureichen , schon da¬
mit diese Gelegenheit hat , ihre Entschei¬
dung nochmals zu überprüfen und der Be¬schwerde unter Umständen von sich aus ab-zuhelfeu.

Bosch Werdeinstanz ist das Landratsamt,
dem der Kreiswohnungsausschuß beratendzur Seite steht . Die Beschwerdeinstanz kann
die Entscheidung der Gemeindewohnung .s-
heliörde aufheben oder auch abändern , sie
kann also Verfügungen von sich aus treffen.
Es kann jedoch davon ausgegangen werden,
daß die Gemeinde wohimng -d.phörden , das
sind fast immer die Gemen: räte , mit denörtlichen Verhältnissen am besten vertraut
sind und daher die zweckmäßigste Entschei¬
dung treffen können . Die Überprüfung durchdie Beschwerdeinstanz wird sich deshalb
auch weniger auf die Zweckmäßigkeit er¬strecken als darauf , daß die rechtlichen Be¬
stimmungen eingehalten sind.

Bei den Wohnungsbehörden ist eine Vor-
merknngsliste der . Wohnungssuchenden zu
führen . Hier erhält ein jeder Wohnungs¬
suchende eine Nummer, die sich nach dem
Zeitpunkt der Anmeldung richtet . Grundsätz¬
lich ist für die Zuteilung von Wohnraum
dieser Rang entscheidend . Im Einzelfall kann
es allerdings Vorkommen, daß die Dringlich¬
keit in einem später zur Anmeldung gekom¬
menen Fall größer ist , z. B. Zuweisung an
eine vielköpfige Familie vor der Zuweisung
an ein alleinstehendes Ehepaar . Dies ist übri¬
gens auch in Artikel VIII des Wohnungs¬
gesetzes vorgesehen . Es heißt dort , daß unter
Gleichberechtigten zu bevorzugen sind,
erstens Kinderreiche (mit mindestens 4 min¬
derjährigen Kindern ) , zweitens bejahrte Per¬
sonen (über 65) und drittens Invaliden und
Körperbehinderte . Diese Vorzugsbehandlungist jedoch den örtlichen Verhältnissen anzu¬
passen.

Welche Befugnisse hat nun die Wohnungs-lH-hörde?
Die Wohnungsbehörde kann auf Grund der

Belegungsrichtlinien feststellen , was als über¬
schüssiger Wohnraum anzusehen ist. Sie hat
das liecht , über diesen überschüssigen Wohn¬raum wie über freien Wohnraum zu ver¬
fügen . Jegliche Vermietung allein durch den
Hauseigentümer bindet die Gemeindewoh-
nungsbehörde nicht . Diese muß in jedem Fall
ihre Zustimmung dazu gegeben haben , und
diese Verfügung der Gemeindewohnungs¬
behörde muß rechtskräftig geworden sein.
Andernfalls kann die Wohnung von der Ge-

■meindewohnungsbehörde als frei betrachtet
werden , auch wenn sie schon belegt ist Es
wird keineswegs verkannt , daß diese Rege¬
lung das Bestimmungsrecht des Eigentümersstark einschränkt , aber sie ist unerläßlich im
Interesse einer gerechten Wohnraumvertei-
lung und -bewirtsehaftung . Man darf nie ver¬
gessen , daß. dem Recht, das der Einzelne a n
seiner Wohnung  hat , ein Recht auf
eine Wohnung  gegenübersteht , das
jedem zusteht , der aus irgendwelchen Grün¬
den sich in der Reihe der Wohnungssuchen¬den befindet.

Es wurde von Belegungsrichtlinien gespro¬
chen . die in § 7 der RAO. enthalten sind.
Diese Belegungsrichtlinien sind aber — und
darauf muß hingewiesen werden — keinebindende V orsclirift.  Wenn die Ver¬
hältnisse stärker werden , können die Woh-
nungsbehörden von diesen Belegungsricht¬
linien abweichen . Im allgemeinen war es
bisher in unserem Kreis möglich , die 1946
aufgestellten Richtlinien zu beachten . Ob es
auch für die Zukunft möglich sein wird,
hängt von den Verhältnissen ab.Es kann darauf verzichtet werden , die
Richtlinien im einzelnen hier wiederzugeben,
da der Raum hierfür ,nicht ausreicht . Erwäh¬
nenswert ist in diesem Zusammenhang je¬
doch, daß für kriegsgefangene Haushaltsmit¬
glieder grundsätzlich Wohnräume bereit¬

gehalten werden sollen . Das Gleiche gilt fürsolche Vermißte , bei denen nach menschlichem
Ermessen noch damit gerechnet werdenkann , daß sie zurückkehren . Hervorzuheben
ist noch eine Bestimmung der Rechtsanord¬
nung über die Verwendung von Wohnraum
zu gewerblichen Zwecken . Jede Umwandlung
von Wohnraum in gewerblich genutzten
Raum bedarf der Zustimmung der Gemeinde¬
wohnungsbehörde , die hierbei einen strengenMaßstab anzulegen hat . Artikel VI Wob
nungsgesetz und § 8 RAO. sehen außerdem
vor , daß zweckentfremdeter Wohnraum wie¬
der seinen ursprünglichen Zwecken zu¬
geführt werden kann . Auf der anderen Seite
sind aber die gewerblichen Räume , die schon
vor dem 1. 4. 1933 als solche benutzt wurden,
vom Zugriff der Wohnungsbehörden aus¬
geschlossen.

Im Zusammenhang mit den zu erwarten¬
den Zuweisungen von Ausgewiesenen istauch besonders bedeutsam die Vorschrift des
S 9 der RAO., wonach die Gemeindowoh-
nungsbehörde ermächtigt ist . Um- hzw. Aus¬hau von Wohnraum anzuordnen . Der Haus¬
eigentümer kann grundsätzlich verpflichtetwerden, solche Umbauten vorzunehmen . Die
praktische Durchführung scheifert heute
noch vielfach daran , daß man es ^ nter dendurch die Währungsreform veränderten
Verhältnissen nur wenigen finanziell zu¬muten kann , den Um- bzw. Ausbau durch¬
zuführen , und daß die Übernahme der Kosten
durch die Gemeinde aus den gleichen Grün¬den meist ausscheidet . Jedoch ist damit zu
rechnen , und ein Anfang ist bereits gemacht,daß Darlehen der öffentlichen Iland zu die¬
sem Zweck bereitgestellt werden Die Zweck¬
mäßigkeit dieser Bestimmung leuchtet ohne
weiteres ein, denn die Vornahme solcher Um¬
bauten liegt kostenmäßig wesentlich niedri¬
ger als die Erstellung von Neubauten.

Von einer weiteren Bestimmung des § 9RAO. ist bisher in unserem Kreis aus nahe¬
liegenden Gründen nur weuig Gebrauch ge¬
macht worden . Diese Bestimmung sieht vor.daß . wer Wohnräume mindestens in der
Größe und Verwendbarkeit des bei ihm über¬
schüssigen Wohnraums zusäizlicli schafft,den seither von ihm benutzten AA'cihnramn
weiter benutzen und bewohnen darf.

Das weitestgehende Recht der AYolmungs-behörden ist enthalten im § 16 der RAO.
Diese Bestimmung gibt der AVohnungs-
behörde die Befugnis , einen Wohnungstausch
anzuordnen auch gegen den AVillen des
A\’ohnungsinhabers . Allerdings ist dies nur
dann möglich, wenn hierdurch eine gerechte
AVohnraumverteilung und Schaffung von
neuen AA' ohnungseinheiten erzielt werdenkann . Aus diesem Grund kann die AVoh-

Ergänzung der Bestimm
Die Verordnung des Innenministeriums

zur Ergänzung der Verordnung über Kenn¬
karten vom 2 Oktober 1948 (RegBl . S. 158/
sieht vor, daß alle Personen , die das 18. Le¬
bensjahr vollendet haben , im Besitz einer gül¬
tigen Kennkarte sein müssen . Personen , die
das 15. Lebensjahr vollendet haben , bedürfen
ebenfalls einer Kennkarte , sofern sie nicht im
Besitz eines sonstigen amtlichen Lichtbild¬
ausweises sind . Jüngere Personen können
beim A' orliegen eines Bedürfnisses eineKennkarte erhalten . Unberührt bleiben die
besonderen Abschriften über Ausländer und
Staatenlose . Ebenso bleiben unberührt diw be¬
sonderen Abschriften auf dem Gebiet der
Umsiedlungsverwaltung.

Kennkartenanträge sind bei den Bürger¬
meisterämtern anzubringen . Alle Personen,die nach Vorstehendem dem Kennkarten¬
zwang unterliegen und nicht im Besitze eine
gültigen Kennkarte (Personal -Ausweis ) sind,
werden zur unverzüglichen Antragstellung
aufgefordert . Kennkarten und Personalaus¬
weise, auch wenn sie von den Bürgermeister
ümtern ausgestellt “' sind , verlieren nach Ab¬
lauf von 5 Jahren nach dem Ausstellungstag
ihre Gültigkeit , sofern sie nicht ausdrücklich
für eine kürzere Geltungsdauer ausgestellt

nungsbehörde rechtmäßig benützte Einzel¬
zimmer zur Schaffung von Wohnungenheranziehen.

In Abs. 2 des § 9 ist darüber hinaus noch
vorgesehen , daß auf Anordnung der Ge¬
meindewohnungsbehörde eine AVolinung im
ganzen getauscht werden muß, wenn sie
unterbelegt ist und sich eine wesentlich bes¬
sere Ausnützung damit erreichen läßt . Mög¬
lich ist dies aber nur bei Mietwohnungen und
wenn mit dem Tausch keine unbillige Härteverbunden ist . Auch von diesem Recht mußte
bisher nur wenig Gebrauch gemacht werdenund es ist selbstverständlich , daß eine solch
weitgehende Maßnahme nur dann angeordnetwird , wenn sie im Interesse der Sache un¬
bedingt notwendig ist.

Die Praxis hat gelehrt , daß die Durchfüh¬
rung von Verfügungen in Wohnungssachenoft auf unerhörte AViderstände stößt . Dies
ist zum Teil verständlich , wie auch schon
eingangs gesagt wurde . Aber auf der anderen
Seite muß von der Bevölkerung erwartet wer¬
den, daß sie den Behörden gegenüber das
rechte A7erständnis aufbringt , denn diese han¬
delt ja nicht im eigenen Interesse , sondern
zum Wohl der Allgemeinheit . Es ist nicht aus
der Schule geplaudert , wenn man sagt , daßinsbesondere in den kleineren Gemeinden es
für die verantwortlichen Männer oft fast un¬
möglich ist , sicli auf diesem Gebiete durch¬
zusetzen . Persönliche Anfeindungen sind oftdie Folge eines Handelns , das der Einzelne
von seinem Standpunkt aus nicht beurteilen
kann . Man muß deshalb die dringende Bitte
an alle richten , es den AVohnungsbehördennicht zu schwer zu machen . Selbstverständ¬
lich ist es aber , daß nur die durch das Gesetz
berufenen Stellen das Recht haben . Anord¬
nungen zu treffen und die notwendigen Er¬
mittlungen anzustellen . Jedermann hat das
Recht, einem x-Beliebigen den Zutritt zu sei¬
ner AVolinung zu verwehren , außer wenn er
als Vertreter oder im Auftrag der zuständi¬
gen AVohmingsbehörde kommt.

AATir alle wollen unser Bestes dazu tun , mit
den schweren Naehkriegsverhältnissen fertigzu werden , und wollen versuchen , die Zeit
der räumlichen Beengung zu ertragen und
dafür sorgen , daß sie nicht allzu langedauert . Die verschiedenen Maßnahmen und
Pläne zum Bau von neuen Wohnungen zei¬
gen uns , daß es nicht Phrasen sind , wenn
man von einem Wohnungsbauprogramm
spricht . Es ist anerkennenswert , wenn unser
heutiger armer Staat diese Dinge wirklich in
Angriff nimmt. AVir dürfen dabei nie ver¬
gessen , daß wir in weiten Teilen des Landes
die Wohnungsnot als ein Erbe aus der Zeit
übernommen haben , in der es möglich ge¬
wesen wäre , ihr bei einer vernünftigen An¬
lage der vorhandenen Mittel zu steuern.

fingen über Kennkarten
sind . Auskunft in Kennkartenangelegenheiten
erteilen die Bürgermeisterämter und die Paß¬behörde beim Landratsamt.

AVer keine gültige Kennkarte mit sich
führt , ist nach Art . 7 Nr . 7 (vgl. den franzö¬
sischen Text ) in Verbindung mit Art . 8 Nr. 6
der Verordnung Nr. 176 des Commandant en
Chef Fran <;ais en Allemagne über die straf¬
baren Handlungen die sich gegen die Inter¬
essen der Besatzungsmacht richten , vom
29. September 1948 fJ .O. S. 16861 strafbar.
Zuständig sind gemäß Art . 2 Nr . 2 der Ver¬
ordnung Nr . 173 des Commandant en Chef
Fran âis en Allemagne über die Abgrenzung
der Zuständigkeit zwischen den Besatzungs¬
gerichten und den deutschen Gerichten und
über die Regelung der Kontrolle der deut¬
schen Rechtspflege vom 23. September 1948
(J .O. S. 1684) ausschließlich die Gerichte der
Militärregierung.

AA'er ohne dem Kennkartenzwang zu unter¬
liegen, den vorgeschriebenen gültigen Per¬
sonalausweis nicht mit sich führt , ist nach S 2
der Rechtsanordnung zur Ergänzung der be¬
stehenden Strafgesetze vom 6. September 1946
(Amtsbl . S. 249) strafbar.

Calw , den 8. Dezember 1948
Landratsamt
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Die Erlaubnispflicht zum Handel mit Branntwein
Von Reg.-Insp. Robert Heermann

Die Verhältnisse während der letzten
Jahre der Reichsmarkzeit hatten annähernd
zu einer „Trockenlegung“ weitester Kreise
der Bevölkerung geführt . Seit der Wäh¬
rungsreform hat nun eine rückläufige Ent¬
wicklung eingesetzt, die so lange entbehrten
geistigen Getränke sind wieder auf demMarkt erschienen, wobei allerdings nochdie überhöhten Preise für den Großteil der
Bevölkerung untragbar sind, d. h. in kei¬nem Verhältnis zum Einkommen stehen.
In den Einzelhandelsgeschäften sind wiederBranntweine der verschiedensten Art zu
finden. Dies wurde zum Anlaß genommen,hier das Wesentlichste über das zur Zeit
geltende Recht im Kleinhandel mit Brannt¬
wein zusammengeraßt darzustellen, also
ohne daß die Ausführungen Anspruch auf
eine erschöpfende Behandlung des Themasmit allein Einzelheiten erheben können.

Die gesetzliche Regelung des Kleinhan¬dels mit Branntwein ist im Gaststätten¬
gesetz vom 28 4 1930 vorgenomraen wor¬den. Die Einbeziehung des Kleinhandels mitBranntwein in das Gaststättenrecht dürfte
wohl mit den Grundgedanken für dieses
Gesetz im Zusammenhang stehen, nämlichmit einer Bewahrung der Jugend vor den
Alkoholgefahren und einer Verbesserung
des Schankkonzessionswesens überhaupt.

Natürliche und juristische Personen, die
den Kleinhandel mit Branntwein gewerbs¬mäßig betreiben wollen, bedürfen dazu
einer Erlaubnis des örtlich zuständigen
Landratsamts . Dabei gilt als Kleinhandeldie Abgabe einer Menge bis zu 3 Liter (of¬
fen oder in festverschlosseneu Flaschen)zum persönlichen Genuß oder zur Verwen¬
dung im eigenen Haushalt. Als Branntwein
gelten alle Arten von Trinkbranntwein
ohne Rücksicht auf Alkoholgehalt oder Zu¬
sätze sowie reiner Spiritus , der hauptsäehlieh in Apotheken und Drogerien feilgehalten wird. Vergällter Branntwein, brannt¬
weinhaltige Genußmittel, die nicht Ge¬
tränke sind, branntweinhaltige Arzneimit¬
tel und sonstige Zubereitungen, die Brannt
wein enthalten, z. B. Parfüme, sind dagegenausgenommen.

Das Gesetz macht es den Interessenten
nicht leicht, eine Erlaubnis zu erhalten . In
erster Linie wird verlangt , daß ein Be¬
dürfnis für den beabsichtigten Handel nach¬gewiesen wird. Dies ist meistens nicht
leicht, denn es handelt sich dabei nicht umdas auf Erwerbsabsichten beruhende per¬
sönliche Bedürfnis eines Antragstellersselbst, sondern um die Interessen der All¬
gemeinheit Von dieser Seite her muß einBedürfnis für den Branntweinkleinhandel
vorliegen. Dabei genügt es noch nicht, wenn
einige Personen — vielleicht gute Kun¬den — bezeugen, daß sie in einer bestimm¬

ten Verkaufsstelle gerne Branntwein ein¬kaufen möchten. Es müssen schon sachliche
Gesichtspunkte bei einem größeren Perso¬
nenkreis gegeben sein, die überzeugend für
das Vorliegen eines Bedürfnisses für den
Branntweinkleinverkauf sprechen. Daß bei
einer solchen Beurteilung die bereits be¬stehenden Betriebe dieser Art in Betracht
gezogen werden müssen, ist selbstverständ¬lich. Ebenso verständlich ist es, daß im
Falle der Uebernahme eines derartigenHandels durch einen andern Inhaber aus
der entwickelten Lage heraus das Bedürf¬nis oft einfach nachzuweisen sein wird, es
sei denn, daß gerade an dem betreffendenOrt von früher her schon eine überzahl von
Geschäften vorhanden ist. auf deren Ver¬
minderung die Erlaubnisbehörde bei sich
bietender Gelegenheit hinzielt . Im Falleder Geschäftsübernahme kann bis zum Ab¬
schluß des Erlaubnisverfahrens eine vor¬
läufige Erlaubnis erteilt werden Gewisse
Erleichterungen bestehen beim Handel vonBranntwein in festverschlossenen und mit
der Firma des Herstellers oder Händlers
versehenen Flaschen in bestimmten Ge¬
schäften, zu deren typischem WarenkreisBranntwein gehört, wie z. B. Feinkost¬
geschäften, Weinhandlungen. Daß diese Er¬
leichterungen aber nicht bedeutend sind,geht aus der Verordnung des WirtschaPs-
ministeriums über die Gaststättenerlaubnis
sperre vom 10. Febr. 1918 hervor , nach
welcher für die Neuerrichtung eines Kleinhendds mit Branntwein neben der Erlaub
nis des Landratsamts eine besondere Ge¬
nehmigung des Wirtschaftsministeriums er
forderlich ist . Diese Verordnung hat zweifellos zum Ziele — wie aus ihrer Ueber-
schrift schon entnommen werden kann —,
die Zahl der Betriebe in einem gewissenRahmen zu halten.

Neben der Ueberwindung dieser Bedürf-nisfracc muß dann noch die Person des An¬
tragstellers einwandfrei sein, d. h. es dürfenkeine Tatsachen vorliegen, welche Zweifel
an der gewerbepolizeilichen Zuverlässig¬keit des Antragstellers aufkommen lassen.Solche Zweifel können z. B. sein: Trunk¬
sucht, Förderung der Völlerei und der
Schlemmerei, Förderung un’auterer Han¬
delsgeschäfte usw. "Weiter müssen die Ge-
worberäume den polizeilichen Anforderun¬
gen genügen und die Vorschriften über die
Beschäftigung von Personal eingehaltenwerden.

Die vielfach verbreitete Auffassung, daßdie einem Geschäftsinhaber einmal erteilte
Erlaubnis sich ohne weiteres au'-h auf
einen Nachfolger im Geschäft bezieht, istvöllig irrig . Die Erlaubnis ist vielmehr un¬
bedingt an die Person gebunden, sie ist
„höchstpersönlich“, niemals übertragbar.

Ausweispflicht für Ausländer
Ausländer und Staatenlose die nicht im Be¬

sitze der nach dieser Verordnung erforder¬
lichen Ausweisnapiere sind, werden aufge¬
fordert, sich alsbald ein gültiges Ausweis¬
papier ihres Heimatlandes zu beschaffen oder
— wenn dies nicht möglicli sein sollte —
durch Vermittlung des Bürgermeisteramts
eine Ausweiskarte zu beantragen.

Calw, den 10. Dezember 1948
Landr atsam  t.

Nachstehend wird die Verordnung desInnenministeriums über Ausweiskarteu für
Ausländer vom 2. 10. 1948 (Reg.Bl. S. 158)bekannt gemacht.
Verordnung des Innenministeriums UberAusweiskarten für Ausländer vom2. 10. 1948

Auf Grund des Gesetzes über das Paß-, das
Ausländerpolizei- und das Meldewesen sowieüber das Ausweiswesen vom 11. Mai 1937
(RGBl. 1 S. 589) wird folgendes verordnet:

§ 1
(1) Ausländer und Staatenlose, die das

15. Lebensjahr vollendet haben und nicht im

Besitz eines gültigen Ausweispapiers sindhaben sieh durch die Ausweiskarte für Aus¬
länder nach dem vom Innenministerium Be¬
stimmten Muster auszuweisen.

(2) Jüngere Personen können beim Vor¬
liegen eines Bedürfnisses eine Ausweiskarteerhalten.

" § 2
Fremdennässe und andere von deutschen

Behörden in Württemberg-Hohenzollern für
Ausländer und Staatenlose ausgestellte Per
sonalausweise verlieren ihre Gültigkeit.

§ 3
Zuständig zur Ausstellung der Ausweis¬karten sind die Paßbehörden.

§ 4
Im übrigen finden die Vorschriften über

Kennknrten entsprechende Anwendung.
§ 5

Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkün¬
dung in Kraft.

Tübingen, den 2. Oktober 1948

Beim Wechsel eines Geschäftsinhabers muß
der Uebernehmende daher für seine Per¬
son eine neue Erlaubnis einholen. Auch
durch eine Erlaubnis nach dem Einzelhan¬
delsschutzgesetz ist der Branntwein-Klein¬
handel nicht gedeckt, ebenso wie umge¬kehrt dieses Gesetz auf diesen Handel
keine Anwendung findet. Im Wander¬
gewerbe darf Branntwein nicht vertriebenwerden. In den Jahren , in denen der Klein¬
handelserlaubnis praktisch keine Bedeutung
zukam, sind in vielefl Fällen Aenderunien
in bezug auf die Erlaubnispflicht eingetre¬
ten, die noch einer Behandlung bei der
Erlaubnisbehörde bedürfen. Es gehört zu
einer geordneten Geschäftsführung, daß je¬
derzeit. insbesondere polizeilichen Kontrol¬
len gegenüber, das Recht zum Kleinhandelmit Branntwein durch Vorlage der amt¬
lichen Erlaübnisurkundo nachgewiesenwerden kann. Das Gast=tättengesetz be¬
droht die unbefugte Ausübung des Klein¬handels mit Branntwein im Falle des Vor¬
satzes als Vergehen, bei Fahrlässigkeit als
Uehertretung.

Ziemlich unbekannt, dürfte auch noch
sein, daß Forderungen aus der Abgabe von
Branntwein im Kleinhandel (ausgenommen
Lieferungen mit Bezug auf den Geschäfts¬
betrieb oder Wirtschaftsbetrieb des Emp¬
fängers) nicht eingeklagt oder in sonstiger
Weise geltend gemacht werden können,
wenn sie Personen gestundet worden sind,
die eine frühere Schuld gleicher Art noch
nicht bezahlt haben. Es empfiehlt sich dahernicht. Einkäufe dieser Art wiederholt zukreditieren.

Branntwein - Kleinhandelsverkaufsstellen
dürfen nicht vor 7 Uhr früh geöffnet wer¬den, sie dürfen an Personen unter 18 Jah¬
ren zum eigenen Genüsse keinen Brannt¬wein verkaufen.

Zulassung von Anwärtern für die Lanfbahn
des gehobenen Verwaltungsdienstes

I. Die Beendigung des Schuljahres im
Herbst macht es notwendig, daß die Zu¬
lassungen zum gehobenen Verwaltungs¬
dienst in Zukunft, regelmäßig auf den 1. 9.
eines Jahres ausgesprochen werden.

Für das Jahr 1949 wird jedoch eine Über¬
gangsregelung in der Weise getroffen, daßvon den rund 59 zuzulassenden Anwärtern
für den gehobenen Verwaltungsdienst in
Württemberg-Hohenzollern bereits auf 1.4.
1949 eine beschränkte Anzahl schon länger
Schulentlassener zugelassen wird. Es finden
demnach 1949 Zulassungen auf 1. 4. 1949und 1. 9. 1949 statt . Der Kreis der auf 1. 4.
1919 zuzulassenden Bewerber wird sich im
wesentlichen auf Kriegsgefangene, die nach
dem 1. 1. 1948 heimgekehrt sind, sowie auf
Vusgewiesene, die seit dem 1. 1. 1949 in
Württemberg-Hohenzollern ihren Wohnsitz
begründet haben, erstrecken müssen.

Die Zulassungskommission wird, worauf
schon jetzt hingewiesen wird, nur solche
Bewerber zulassen können, die über gute
Schulzeugnisse verfügen und versprechen,
tüchtige Beamte zu werden.

II . Die Zulassung und Ausbildung der
Verwaltungskandidaten wird durch die vom3taatsmini3terium beschlossene und dem¬
nächst im Regierungsblatt erscheinende
Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den
Gehobenen Verwaltungsdienst geregelt.Nach dieser Verordnung setzt die Zulas¬
sung den erfolgreichen Besuch der 6. Klasseeiner höheren Lehranstalt voraus. Der vor¬
gesehenen Höchstaltersgrenze von 21 Jah¬
ren unterliegen solche Kriegsgefangenenicht, die erst nach dem 1. 1. 1948 zurück¬
gekehrt sind und sich binnen eines Jahres
nach ihrer Rückkehr zum Vorbereitungs¬
dienst gemeldet haben. Im übrigen könnenvon der Zulassungskommission Ausnahmen
von der Höchstaltersgrenze nur in ganz be¬
sonders gelagerten Einzelfiillen ausgespro¬chen werden.

Der Vorbereitungsdienst gliedert sich in
Lehr- und Gehi' fenzeit und dauert minde¬
stens 5 Jahre (3 Jahre Lehrzeit und 2 Jahre
Gehilfenzeit).



Als Lehrstellen sind zugelassen:
a) Bürgermeisterämter , bei denen der

Bürgermeister oder ein anderer Gemeinde¬
beamter die Prüfung für den gehobenen
Verwaltungsdienst mit Erfolg bestanden
bat. Die Gemeinde darf nicht weniger als
800 und nicht mehr als 6000 Einwohner
zählen.

b) Verwaltungsaktuariate , deren Bezirk
mindestens 3000 Einwohner umfaßt.

Bei einem Lehrherrn darf gleichzeitig
nur e i n Verwaltungskandidat beschäftigt
werden, der in den beiden ersten Lehrjah¬ren steht.

III . Zulassungsgesuche sind an das Land¬
ratsamt Calw einzu reichen. Den Gesuchen
sind nachstehende Unterlagen anzuschlie¬
ßen: 1. Nachweis der deutschen Staats¬
angehörigkeit, 2 amtliches Führungszeug¬
nis, 3. Schulzeugnisse (beglaubigte Ab¬
schriften) , 4. Nachweis über die Beherr¬
schung der Kurzschrift (80 Silben in der
Minute). Der Nachweis kann während des
1 Lehrjahres nachgebracht werden. 5. Amts¬
ärztliches Gesundheitszeugnis, 6. beglau¬
bigte Zeugnisse über bisherige Beschäf¬
tigung, 7. bei Minderjährigen Einverständ-
niserklärung des gesetzlichen Vertreters ,
8. ein Lichtbild neuesten Datums, 9) ein
politischer Fragebogen bzw. eine beglau¬
bigte Abschrift des Säuberungsbescheides,
10. ein vom Bewerber selbst verfaßter und
eigenhändig geschriebener Lebenslauf.

Aus dem Lebenslauf sollen hervorgehen :
Name, Vorname, Geburtsdatum, Geburtsort ,
Familienstand, bisherige Berufstätigkeit ,
Kriegsversehrtheit , Zeiten des Arbeits¬
und Wehrdienstes und der Kriegsgefangen¬
schaft. Ferner soll der Lebenslauf Auf¬
schluß geben über Name, Stand und Wohn¬
ort der Eltern, Zahl der Geschwister und
deren Alter sowie über die Gründe, die für
die Wahl der Beamtenlaufbahn entschei¬
dend sind.

11. Nachweis einer Lehrstelle .
Termin! IV. Die Zulassungsgesuche auf

1. 4. 1949 sind bis Montag, den 14. 2. 1949
einschließlich der vorgenannten Unterlagen
an das Landratsamt, Abteilung Ia, einzu¬reichen.

V. Über die Zulassung auf den 1. 9. 1949
ergeht rechtzeitig weitere Weisung. Die
Vorlage von Zulassungsgesuchen vor dem
noch bekanntzugebenden Termin hierfür ist
zwecklos. Vormerkungen werden nicht vor¬
genommen. Bewerber, die schon vor ihrer
schriftlichen Zulassung in der öffentlichen
Verwaltung tätig sind, können aus dieser
Tätigkeit weder einen Anspruch auf Zu¬
lassung ableiten noch mit Anrechnung die¬
ser Angestelltentätigkeit auf die Vorberei¬
tungsdienstzeit rechnen.

Landratsamt .
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zur Ergänzung der Verordnung Nr. 190
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trolle im französischen Besetzungsgebiet.
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Einstellungen in die Landespolizei
Das LandespolizeioberkommissariatCalw

stellt weitere Polizeibewerber im Alter zwi¬
schen 24 und 28 Jahren ein.

Die Einstellungsbedingungen liegen beim
LPOK Calw, Balmhofstr. 42, auf.

Landespolizei
Oberkommissariat Calw .

Rotes Kreuz Wiirttemberg-Hohenzollern
Kreis -Komitee Calw

Wer kennt den Wohnort von Johann
Heinz, „Goldner Anker“? Kreis Calw —
Robert Lauzig? Sauzig? Zauzig? bei Herrn
Kohle, Altenerstr. 397? — In beiden Fällen
liegt hier Post! Um Zuschrift wird gebeten.

Rot - Kreuz - Lose sind in den Ge¬
meinden, wo Rote-Krcuz-Gruppen und -Züge
bestehen, bei den Mitgliedern erhältlich. Um
Unterstützung des Verkaufs wird herzlich
gebeten.

Spenden von getragenen Kleidungs- und
Wäsche- Stücken werden dringend erbeten!
Für die gespendeten Handschuhe wird herz¬
lich gedankt.

Wettbewerb für die Planung des Rathaus-Wiederaufbaus
Die Gemeinde Stammheim. Kreis Calw,

ladet hiemit die Architekten des Kreises Calw
zur Teilnahme an dem Wettbewerb für die
Planung des Wiederaufbaus des Rathauses
ein. Anmeldungen sind bis spätestens 22. Fe¬
bruar 1949 an das BürgermeisteramtStamm¬
heim zu richten. Die Wettbewerbsunterlagen
werden gegen Voreinsendung einer Schutz¬
gebühr von DM 5.— ausgegeben. Nach Ein¬
reichen eines prüfungsfähigen Entwurfs
wird diese Gebühr wieder zurückbezahlt
werden.

Der Gemeinderat .

Kulturwcrk Calw
Montag, 14. Febr., 20 Uhr, Kaffeehaus, Ar¬

beitsgemeinschaft: Paul Kneissler ,
staatl . geprüfter Volkspfleger. Thema:
„Jugendverwahrlosung od. Elternschuld“.

Dienstag, 15. Febr., 20 Uhr, Bachsaal Ev.
Vereinshaus, Vortrag Pf. Dr. G e p p e r t,
Buttenhausen: „Leben u. Werk Friedrich
Nietzsches“.

Evangelische Gottesdienste in Calw
Septuagesimä, 13. Februar 1949: 9 Uhr:

Christenlehre (Töchter) : 9 Uhr: Gottes¬
dienst im Vereinshaus; 10 Uhr : Gottesdienst
im Vereinshaus; 10 Uhr : Gottesdienst im
Krankenhaus; 11 Uhr: Kindergottesdienst

Mittwoch, 16. Febr.: 8 Uhr: Schülergot¬
tesdienst; 8.30 Uhr : Betstunde; 20 Uhr:
Frauen- und Mütterabend..

Donnerstag, 17. Febr.: 8.30 Uhr: Eröff¬
nungsgottesdienst zum außerordentl . Kir¬
chenbezirkstag im Vereinshaus ; 20 Uhr:Bibelstunde.
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